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Stellungnahme des DOSB-Forum Wassersport 

zum Referentenentwurf zur Änderung der NSGBefV 

 

Begründung:  

Das DOSB-Forum Wassersport lehnt den vorliegenden Entwurf aus mehreren Gründen ab: 

- Der vorliegende Referentenentwurf widerspricht dem rechtsstaatlichen Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit: Die vorgesehenen Maßnahmen sind weder geeignet, 

noch erforderlich und in keinem Fall angemessen. 

 

- Eine ausreichende Güterabwägung findet nicht statt: Die Bedarfe der 

gemeinwohlorientierten Vereine und ihrer Mitglieder werden nicht ausreichend 

berücksichtigt. 

 

- Die sog. „Expertise“, die als Begründung für das Regelungsvorhaben 

herangezogen wird, entspricht keinerlei wissenschaftlichen Standards und ist in 

keiner Weise geeignet, derart massive Beeinträchtigung der Sicherheit und 

Leichtigkeit des Verkehrs auf einer Bundeswasserstraße zu rechtfertigen. 

 

- Die Befahrensvorschriften sind zu pauschal und differenzieren nicht ausreichend 

zwischen unterschiedlichen Nutzergruppen wie bspw. muskel-, wind- oder 

motorbetriebene Fahrzeugen sowie zwischen vereinsgebundenen 

Wassersportler*innen mit entsprechender Ökologieschulung und unorganisierten 

Einzelnutzern. 

 

Mit dem am 14. März 2025 versandten Referentenentwurf einer „Fünften Verordnung zur 

Änderung der Naturschutzgebietsbefahrensverordnung“ plant das Bundesministerium für 

Digitales und Verkehr das Befahren eines zentralen Wassersportsreviers auf einem 

Stillwassergebiet der Bundeswasserstraße Rhein von April bis Oktober massiv zu 

beschränken. 

Das DOSB-Forum Wassersport lehnt den Referentenentwurf in dieser Form 

deutlich ab und fordert das Bundesministerium für Digitales und Verkehr auf 

1. den vorliegenden Entwurf zurückzuziehen, 

 

2. sich verbunden mit einem Ortstermin ein eigenes Bild von der Situation am 

betroffenen Revier zu machen, 

 

3. sich mit den anliegenden Vereinen und den Wassersportverbänden über 

mögliche Alternativen zum vorgelegten Entwurf intensiv abzustimmen, 

 

4. nach dieser Befassung ggf. einen neuen Entwurf vorzulegen, dem eine 

angemessene Güterabwägung zugrunde liegt. 
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- Die Folgen des Regelungsvorhaben für die Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs sowohl auf dem Hauptstrom als auch auf der verbleibenden Nutzfläche 

mit einhergehenden Risiken für die Wassersportler*innen aber auch die der 

Umwelt in der verbleibenden Nutzfläche werden im Entwurf gar nicht berücksichtigt. 

 

- Die Vorschläge für Alternativlösungen und -maßnahmen, die im Rahmen der 

Runden Tische auf Regionalebene durch die anliegenden Vereine und Verbände 

unterbreitet wurden, bleiben völlig unberücksichtigt. 

 

- Eine ausreichende Güterabwägung findet nicht statt: Die Bedarfe der 

gemeinwohlorientierten Vereine und ihrer Mitglieder werden nicht ausreichend 

berücksichtigt. 

 

Darüber hinaus unterstützen wir die Stellungnahme der Interessensgemeinschaft 

Inselrhein vom 11.04.2025. 

 

Keine Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 

Jede staatliche Maßnahme muss dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen. 

Hierzu muss die Maßnahme geeignet, erforderlich und angemessen sein. 

Die vorgeschlagene Änderung der Befahrensverordnung erfüllt keines dieser Kriterien. 

Die vorgeschlagenen Befahrensbeschränkungen sind nicht dazu geeignet, um Vögel im 

Stillwassergebiet im Frühjahr bei Fortpflanzung und Aufzucht und im Sommer bei Rast und 

Durchzug zu schützen. Ist der Pegelstand niedrig genug, damit der Schutzzweck in den 

trockenfallenden oder seichten Gebieten erfüllt wird, können aufgrund der vorhandenen 

Querbauwerke als natürliche Barrieren ohnehin keine Wassersportler*innen das betroffene 

Gebiet nutzen. Ist der Pegel hoch genug, dass Wassersportler*innen überhaupt das Gebiet 

nutzen können, sind die potentiellen Brut- oder Rastplätze überflutet. Eine wasserseitige 

Störung schließt sich also bereits rein aus den Gegebenheiten des Reviers automatisch 

aus.  

Die landseitigen Störungen, die naturgemäß bei niedrigem Pegelstand aufgrund einer 

einfacheren landseitigen Erreichbarkeit von schutzwürdigen Flächen viel höher ist, werden 

hingegen nicht adressiert bzw. in der zugrundeliegenden sog „Expertise“ mit dem Hinweis 

auf Vollzugsdefizite viel zu leichtfertig beiseitegeschoben. Vor diesem Hintergrund sind die 

vorgeschlagenen Befahrensbeschränkungen auch nicht erforderlich, um den benannten 

Schutzzweck zu erfüllen.  

Im Fokus der Bemühungen zur Erfüllung der Schutzziele muss – nicht zuletzt aufgrund der 

oben beschriebenen, vom Pegelstand abhängigen Nutzungslogik – zunächst der 

nachhaltige Vollzug der bereits existierenden Rechtsverordnung1 und der darin 

festgelegten Verbotsvorschriften (§4) wie bspw. das Betreten des Gebiets außerhalb der 

Wege, das Baden und Schwimmen, die Leinenpflicht für Hunde sein. Erst wenn nach dem 

 
1 Rechtsverordnungen zum Schutzgebiet NSG-7300-019 „Fulderaue - Ilmenaue“ 
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konsequenten Vollzug der bestehenden Verordnung der Schutzzweck nicht ausreichend 

erfüllt wird, können weitere Regulierungsvorhaben zur Debatte stehen. Neue und 

zusätzliche Nutzungsbeschränkung mit Defiziten beim Vollzug bisheriger Beschränkungen 

zu begründen, ist rechtsstaatlich hochproblematisch und ist dazu geeignet, Misstrauen und 

Ablehnung von Staat und Verwaltung zu fördern. 

Zudem sind die vorgeschlagenen Befahrensbeschränkungen nicht angemessen. Dies 

wird nachfolgend an der nicht ausreichend erfolgten Güterabwägung dargestellt. 

 

Keine ausreichende Güterabwägung – Vereine vor dem Aus 

Der gemeinnützige Sport fördert in Deutschland in hohem Maße den Zusammenhalt der 

Gesellschaft, seine Potenziale sind vielfältig. Sporttreiben ist maßgeblich für ein gesundes 

Leben, für eine gesunde Gesellschaft und stärkt persönliche Ressourcen. Sportvereine 

sind Bildungs- und Begegnungsorte, sie führen Menschen zusammen. Die Möglichkeit der 

gleichberechtigten Teilhabe aller Menschen, die sich als Mitglied in einem Verein 

engagieren, stärkt jeden Tag aufs Neue die demokratischen Grundstrukturen unserer 

Gesellschaft.2 

Damit Sportvereine diese Leistungen anbieten und vollbringen können, sind sie und ihre 

Mitglieder auf das Vorhandensein von Sportstätten angewiesen. Im Falle von 

Wassersportvereinen sind diese Sportstätten Flüsse, Seen oder sonstige Gewässer. Die 

Vereine sind für ihren Fortbestand auf die Nutzung dieser Wasserflächen angewiesen.  

Dabei sind sich die gemeinwohlorientierten Wasssersportler*innen der Sensibilität und 

Fragilität des Naturraums, den ihre Sportstätte gleichzeitig darstellt, mehr als bewusst. 

Vereine und Verbände sensibilisieren ihre Mitglieder in der Basisausbildung, sowie in 

speziellen Schulungen und Fortbildungen für die Belange der Umwelt und der fragilen 

Ökosysteme, in denen sich die Wassersportler bewegen. Vorhandene 

Befahrensbeschränkungen wie auch im hier betroffenen Gebiet in Herbst und Winter sind 

von den Vereinen akzeptiert und respektiert. 

Diese Güterabwägung ist aber auch gesetzlich geboten. Das in Rede stehende NSG ist 

gleichzeitig Bundeswasserstraße und als solche dem Verkehr (= der Schifffahrt; 

Sportschifffahrt ist als Kleinschifffahrt Teil der Schifffahrt) gewidmet. Insofern bedarf es 

gemäß § 5 Satz 3 WaStrG einer Abwägung zwischen den gleichrangig 

nebeneinanderstehenden Schutzzwecken für den Vogelschutz einerseits und der 

Aufrechterhaltung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf einer 

Bundeswasserstraße andererseits, vgl. Friesecke, Bundeswasserstraßengesetz, 7. 

Auflage, § 5, Rn. 11 f.  

Wir müssen feststellen, dass diese Berücksichtigung und Abwägung im vorliegenden 

Entwurf nicht stattgefunden hat. Die Folge dieser fehlenden Berücksichtigung sind massive 

Einschränkungen der Betätigung dieser Vereine bis hin zu deren Existenzbedrohung.  

 

 
2 Sportvereine in Deutschland: Mehr als nur Bewegung 
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Keine wissenschaftlich fundierte Grundlage  

Die dem Verordnungsentwurf zugrunde liegende fachliche Bewertung ist keine 

ausreichende wissenschaftliche Grundlage, um Maßnahmen solcher Tragweite daraus zu 

begründen. Die Bewertung stellt lediglich eine Zusammenstellung von Literaturquellen zur 

Störungsqualität von Wassersport allgemein dar. Eine konkrete Angabe zu Störungen im 

betroffenen Gebiet (Häufigkeit, Auswirkungen etc.) enthält sie nicht. Vielmehr wird ignoriert, 

dass das betroffene Revier in einem hochindustrialisierten Gebiet mit industrieller 

Landwirtschaft, Schienenverkehr, einer Bundeswasserstraße mit Frachtverkehr, 

Hotelschiffen, Partyschiffen oder regelmäßigen Hubschrauberüberflügen liegt. Die 

Multikausalität von potentiellen Störungen wird nicht ausreichend geprüft, sondern 

ausschließlich auf scheinbare Störwirkung des Wassersports abgestellt. 

Bedenklich erscheint, dass keine Differenzierung der Wassersportarten vorgenommen 

wird; vielmehr wird festgehalten: „Fakt ist, dass alle Wassersportaktivitäten hohes 

Störpotenzial besitzen...“ [Seite 5 ]. Jedoch wird auf Seite 6 angemerkt: „Nicht alle 

Sportarten bzw. individuellen sportlichen Betätigungen sind in Verbänden organisiert. 

Problematisch sind vor allem unorganisierte Aktivitäten, da diese Personen weniger gut 

von Verbänden und deren Empfehlungen erreicht werden.“  

Auf Seite 13 wird (erneut) die hohe Störwirkung des Betretens von Landflächen genannt: 

„Der starke Freizeitbetrieb mit der Begehbarkeit der Flächen haben die Rastplätze z. T. 

entwertet.“ Daraus lässt sich folgern, dass das Betreten der Landflächen eine wesentliche 

Ursache für Artenrückgänge sein kann, ohne dass daraus konsequente Regelungen 

abgeleitet werden. 

Die fehlende wissenschaftliche Fundierung scheint mittlerweile auch der SGD Süd selbst 

aufgefallen zu sein, weshalb sie angekündigt hat, ein zweijähriges Projekt zum 

Vogelmonitoring im betroffenen Gebiet durchzuführen. Dies ist zu begrüßen, muss aber 

auch zur Folge haben, dass die Ergebnisse dieses Monitorings und ein fundiertes 

Gutachten zu multikausalen Störungswirkungen möglichen weiteren Regulierungsvorhaben 

vorausgehen müssen.  

 

Keine Differenzierung zwischen Nutzergruppen 

Der vorliegende Entwurf nimmt keine ausreichende Differenzierung von unterschiedlichen 

Nutzergruppen und deren Verantwortung für den Naturschutz im betroffenen Gebiet vor. 

Wie bereits beschrieben sind sich die gemeinwohlorientierten Wassersportler*innen der 

Sensibilität und Fragilität des Naturraums sehr bewusst und setzen entsprechende 

Maßnahmen zur Schulung und Fortbildung ihrer Mitglieder für die Belange der Umwelt und 

der fragilen Ökosysteme um. 

Vereine und Verbände akzeptieren und respektieren die vorhandenen 

Befahrensbeschränkungen in der NSGBefV für das Gebiet in den Herbst- und 

Wintermonaten. 

In einer freiwilligen Maßgabe setzt sich beispielsweise der Anliegerverein WSV 

Geisenheim zum Zwecke des Naturschutzes in seiner Ruderordnung klar definierte 



 

5 
 

Korridore und Strecken fest, innerhalb und entlang derer sich Boote im Naturschutzgebiet 

bewegen dürfen.  

All diese Maßnahmen werden durch die pauschalen Befahrensbeschränkungen im 

vorliegenden Entwurf nicht berücksichtigt. Diese Pauschalität widerspricht nicht nur dem 

Gebot der Angemessenheit. Vielmehr ist die Signalwirkung solcher pauschalen 

Maßnahmen – auch für andere Regionen – verheerend. Der eigene Einsatz für den Natur- 

und Umweltschutz scheint irrelevant zu sein, wenn man für Fehlverhalten anderer in 

Kollektivhaftung genommen wird.  

 

Keine ausreichende Folgenabschätzung 

Dem vorliegenden Entwurf liegt keine ausreichende Berücksichtigung der Folgen der 

Regelung für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sowie für die Umwelt zugrunde: 

Die vorgesehenen Befahrensbeschränkungen gefährden die Sicherheit und Leichtigkeit 

des Verkehrs – sowohl auf dem Hauptstrom, als auch auf der vorgeschlagenen 

Restnutzungsfläche innerhalb des betroffenen Gebietes. 

Die drastisch verringerte Nutzungsfläche würde dort zu einer Konzentration von 

Nutzer*innen führt, was wiederum das Unfallrisiko deutlich erhöht. Gerade mit Blick auf die 

Ausbildung von Kinder- und Jugendgruppen durch die Vereine ist dieses höhere 

Unfallsrisiko eine nicht zu vertretende Folge der geplanten Beschränkung. 

Auch die Folgen auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf dem Hauptstrom 

wurden nicht ausreichend berücksichtigt. Die Verringerung der Nutzungsfläche wird 

mangels Alternativen zu Ausweichbewegungen auf den Hauptstrom führen. Damit steigt 

auf der meistgenutzten Binnenwasserstraße Deutschlands ebenfalls das Unfallrisiko, mit 

nicht vorhersehbaren Auswirkungen auf die Binnenschifffahrt. 

Nicht berücksichtigt wurden ebenfalls die negativen Folgen der Regelung für den Umwelt- 

und Naturschutz aufgrund der höheren Nutzungskonzentration in der verbleibenden 

Nutzfläche. Insofern die Wassersportler*innen tatsächlich eine Störwirkung auf die 

Vogelwelt ausüben, wird diese durch eine höhere Konzentration von Wassersportler*innen 

erhöht. In Kombination mit den weiterhin vorhandenen landseitigen Störungen besteht das 

Risiko, dass sich die Umweltauswirkungen durch die Verringerung der Nutzfläche 

gegenüber dem Status Quo sogar verschlechtern. 

 

Keine Berücksichtigung der vorliegenden alternativen Maßnahmen 

Dem vorliegenden Entwurf liegt ein Antrag der Struktur- und Genehmigungsdirektion 

(SGD) Süd des Landes Rheinland-Pfalz zugrunde. Die SGD Süd hatte im letzten Jahr 

bereits versucht, im Wege einer Allgemeinverfügung eine Befahrensbechränkung für das 

betroffene Gebiet zu erlassen, welche aufgrund der fehlenden Zuständigkeit mittlerweile 

wieder aufgehoben ist. 

Im Rahmen des Erlasses der Allgemeinverfügung hatte die SGD Süd mehrere Runde 

Tische durchgeführt, in denen sich die anliegenden Vereine und Verbände konstruktiv 
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eingebracht haben und auch alternative Maßnahmen zu den drastischen 

Befahrensbeschränkungen vorgelegt haben. Diese Vorschläge wurden nach unserer 

Kenntnis dem BMDV gemeinsam mit dem Antrag der SGD Süd übermittelt und liegen dem 

BMDV vor. Jedoch wurde keine der vorgeschlagenen, milderen Maßnahmen berücksichtigt 

und noch nicht einmal als alternative Maßnahme in den Verordnungsentwurf 

mitaufgenommen. 

Daher stellt sich für den organisierten Sport die Frage, ob die Partizipationsmöglichkeiten 

ernst gemeint und die Vorschläge der Vereine für alternative Maßnahme tatsächlich geprüft 

wurden. Sollte das BMDV richtigerweise der Auffassung sein, an die Beteiligungsverfahren 

der SGD Süd nicht gebunden zu sein, muss das BMDV ein eigenes Beteiligungsverfahren 

über die reine Möglichkeit einer Stellungnahme hinaus durchführen, um eine ausreichende 

Kenntnis über die Situation vor Ort zu erhalten. 

Im Rahmen der Runden Tische auf Regionalebene wurden unter anderem folgende 

Vorschläge unterbreitet: 

• Selbstverpflichtung Wassersport (Korridore, Nutzungszeiten, Pegelabhängigkeit) mit 

Vorbildern wie den Selbstverpflichtungen Ammersee und Starnberger See 

• Austonnung und Beschilderung 

wie bspw. in der Mariannenaue zur Kennzeichnung der zulässigen Grenzen im 

Gewässer oder für Fahrverbote für verschiedene Bootstypen  

• Kennzeichnung Wasserfahrzeuge 

Bootskennung, Name, Standort, Vereinsname 

• Dauerhaftes Monitoring 

Passiv durch Fahrtenbücher oder aktiv durch Einbindung der Nutzer in die 

Naturbeobachtung  

• Schulung der Nutzer 

Allgemeine und/oder ortsspezifische Ökologieschulung (DKV, NABU) oder Einführung 

eines Gewässer-Führerscheins (Vorbild Wupper) 

• Videoüberwachung 

Amtliche Kontrolle Ein- und Ausfahrten; Fauna-Monitoring 

• Bauliche Maßnahmen im Rahmen der Abladeoptimierung 

Gestaltung der Leitwerke zur Erhöhung der Wassertiefe für die Frachtschifffahrt mit 

Nebennutzungen Liegeplätze und Trainingsstrecke 

 

Konkreter Alternativvorschlag mit Beschilderung und Orientierung am Pegelstand 

Neben diesen wirksamen aber verhältnismäßigen Maßnahmen kann auch eine weniger 

invasive Änderung der NSGBefV die Schutzziele gewähren und in einen Ausgleich mit den 

Bedarfen des gemeinwohlorientierten Wassersports bringen. 

Der nachfolgende Vorschlag sieht die Sperrung von Wasserflächen durch das 

Verbotszeichen A. 1a Gesperrte Wasserflächen in der Fläche zwischen Fulder Aue und 

Ilmen Aue sowie südlich und östlich er Fulder Aue vor. Ergänzend ermöglicht die 






